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Änderungsantrag 
12.01.2023 

HHA 

Fraktion DIE LINKE 

zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über 
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für die 
Haushaltsjahre 2023 und 2024 (Haushaltsgesetz 2023/2024) in       
der Fassung der Beschlussempfehlung und des Berichts des 
Haushaltsausschusses 
Drucksache 20/9640 zu Drucksache 20/9251 

Inhalt des Antrags: Fachaufsicht über hessische Psychiatrien stärken 

Einzelplan  08 Hessisches Ministerium für Soziales und Integration  

D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  

Zu Kapitel  08 01 Bezeichnung Ministerium 

Produktnummer   007 Bezeichnung Gesundheit 

Veränderungen in Euro 2023 
von um auf 

Produkterfolgsplan 
Nr. Bezeichnung 

7 Summe Erträge 

14 Summe Aufwendungen 44.267.200 130.000 44.397.200 

Liquidität 

Einnahmen 

Ausgaben 

 Drucksache 20/10257 
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Veränderungen in Euro 2024 
von um auf 

Produkterfolgsplan 

Nr. Bezeichnung 

7 Summe Erträge 

14 Summe Aufwendungen 46.589.600 130.000 46.719.600 

Liquidität 

Einnahmen 

Ausgaben 

Weitere Änderungsbedarfe (Verpflichtungsermächtigungen, Stellen, Kennzahlen etc.) 

Im Stellenplan werden zwei zusätzliche Stellen für die Verstärkung der Fachaufsicht über die hessischen Psychiatrien 
geschaffen. 

Inhaltliche Erläuterung/Begründung des Änderungsantrags 

Es gibt fortgesetzte Beschwerden über die stationäre Versorgung im Bereich der hessischen Psychiatrie und der Forensik. 
Die Veröffentlichungen des Teams Wallraff 2018 sind nur die Spitze des Eisbergs. Inzwischen musste auch das Hessische 
Sozialministerium einräumen, dass die Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Eins-zu-Eins-Betreuung bei Fixierungen 
in Hessen nicht immer eingehalten wurden und es demzufolge zu schweren Grundrechtsverletzungen gekommen ist. Nur: 
Seitens der Fachaufsicht werden keine entschiedenen Gegenmaßnahmen ergriffen. Auf Nachfrage wird die dünne 
Personalbesetzung als Grund genannt. Diesem Missstand muss demzufolge mithilfe einer Personalaufwuchses abgeholfen 
werden. 

Wiesbaden, 12.01.23 

Für die Fraktion 
DIE LINKE 
Der Fraktionsvorsitzende: 

Jan Schalauske 
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